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Geſetz⸗ Sammlung 


für die 


crete Preußiſchen rare 


00 707. Allerhöchſte Kabinetsorder vom 14fen Februar 1622. „ wegen einer Praͤklu⸗ 
ſionsfriſt für die Zuruͤckzahlung der im Jahr 1813, in Schleſien ausge⸗ 
ſchriebenen Zwangsanleihe. 


Al den Antrag der Hauptverwaltung der Staatsſchulden vom 27ſten v. M. 
will Ich geſtatten, daß von derſelben zur baaren Zuruͤckzahlung der in dem 
Jahre 1813. in der Provinz Schleſien ausgeſchriebenen, und wirklich erhobenen 
Beiträge zur Zwangsanleihe, eine Praͤkluſiofriſt von drei Monaten angeſetzt, 
und durch die Amtsblaͤtter der ſaͤmmtlichen Regierungen, fo wie durch die Ber⸗ 
liner und Breslauer Zeitungen, zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden kann, 


nach deren Ablauf alle und jede Anſpruͤche aus dieſer Anleihe ſowohl an Kapital 


als Zinſen, fuͤr immer gaͤnzlich erloſchen ſeyn ſollen. 
Berlin, den I4ten Februar 1822. 


. Friedrich Wilhelm. 


An 
die Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 


(No. 708.) Geſetz wegen des Schuldenweſens der Gemeinen in den Landestheilen des 


linken Rheinufers und in der Stadt Weſel. Vom 7ten März 1822. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc. dc. i 
f Zur Herſtellung eines feſten Rechtszuſtandes zwiſchen den Gemeinen des 
linken Rheinufers, imgleichen der Stadt Weſel, und ihren Glaͤubigern, und um 
die verſchuldeten Gemeinen in den Stand zu ſetzen, die Befriedigung der letztern 
mit Ordnung und Beachtung bereits erworbener Gerechtſame bewirken zu koͤnnen, 
ohne ihre Zahlungsunfaͤhigkeit herbeizuführen, ertheilen Wir auf den Antrag Un⸗ 
ſers Staatsminiſteriums, und nach vernommenem Gutachten Ane Staatsrathe, 
folgende Vorſchriften: 
Jahrgang 1822. ee G 5 SAT. 


(Ausgegeben zu Berlin den 23ſten März 1822.) 


jr 
\ 


Aufhebung H. I. Die franzoͤſiſchen Verordnungen wegen Liquidirung und Bezah⸗ 
banziſtſchen lung der Schulden der Gemeinen, namentlich das Faiferliche Dekret vom Iſten 
Belege. Oktober 1804. (9. Vendemiaire des Jahres XIII.), zweites Kapitel, und vom 

21ſten Auguſt 1810., imgleichen die damit in Verbindung ſtehenden Inſtruktio⸗ 
nen ehemaliger franzoͤſiſcher Behoͤrden, werden hierdurch gaͤnzlich außer Kraft 
geſetzt. a 8 

Wer enen i $. 2. Die Gemeinen ſind verpflichtet, fuͤr die ordnungsmaͤßige Berich⸗ 

zur Schulden⸗ tigung ihrer Schulden unter Aufſicht der vorgeſetzten Regierung durch Anwendung 


Berichtigung. derjenigen Mittel zu ſorgen, welche in dem gegenwärtigen Geſetz hierzu beſtimmt 


werden. s i i 
ee §. 3. Der bisherige Unterſchied zwiſchen alten und neuen Schulden findet 


mit Wegfal⸗ fernerhin nicht Statt. Vielmehr ſind alle Schulden, denen nicht ein geſetzliches 

maligen Thei⸗ Vorzugsrecht zuſtehet, ſowohl in Anſehung der Kapitatzahlung als der davon 

1955 15 alte gültigen (F. 4.) Zinſenruͤckſtaͤnde, ohne Ruͤckſicht auf die Art oder die Zeit ihrer 
Entſtehung, nach gleichen Grundſaͤtzen zu behandeln. 


Unterſagung der 


a e n H. 4. Die Ruͤckſtaͤnde an Renten und an Zinſen von der vormals alten 
Ae e Schuld, welche vor dem 23ſten September 1799. (1. Vendemiaire des Jah⸗ 
den. 2 fen Sep, res VIII.) fällig geworden, bleiben niedergeſchlagen. 2112 2287 


tember 1799. ! } - 
Vertheilung F. 5. Was die in dem Titel VI. Art. XXXVII. des Dekrets vom Iſten Ok⸗ 
SOUL tober 1804. (0. Vendémiaire des Jahres XIII.) erwähnten Amtsſchulden be⸗ 
trifft, ſo iſt die daſelbſt verfuͤgte Theilung derſelben da, wo ſolche noch nicht ge⸗ 
ſchehen, von den Regierungen unter Zuziehung der betreffenden Gemeinen ohne 
Verzug vorzunehmen. Auf den Grund der hiernach feſtgeſetzten Eintheilung er⸗ 
haͤlt jeder Glaͤubiger beſondere Anweiſungen auf eine ihm fernerhin zur Zahlung 
verpflichtete Gemeine. Will derſelbe die ihm angewieſene Gemeine, als zur Bes 
richtigung der Forderung ausſchließlich verpflichtet, nicht anerkennen, fo muß er 
ſich die Vertheilung der Schuld auf die ſaͤmmtlichen Gemeinen, welche den Amts⸗ 
bezirk ausgemacht haben, und die Ausfertigung von Stuͤck⸗Obligationen gefal⸗ 
len laſſen. N 5 
a Gelben $. 6. Die Gemeinen bleiben von der Berichtigung aller derjenigen Schul: 
rungen dieche⸗ den entbunden, mit denen disfelben entweder gegen die Domainen oder gegen die 
er nd, aufgehobenen ⸗Koͤrperſchaften (corps et communautés) und aufgehobenen geiſt⸗ 
8 lichen Stiftungen (corporations réligieuses), oder ſolche andere Wohlthaͤtig⸗ 
keits-Anſtalten, für deren Ausgaben fie aus ihren Einkünften zu ſorgen haben, 
verpflichtet geweſen ſind. 7 ’ 


Welche dahin Es erſtreckt ſich jedoch dieſe Befreiung nicht auf ſolche Forderungen, welche 
en. z bezie- von einer Gemeine an eine andere Gemeine oder von ſolchen Kirchen-, Unterrichts⸗ 


und Wohlthaͤtigkeits-Anſtalten gemacht worden, deren Unterhaltung der ſchul⸗ 
5 denden 


* 


= 5 51 ein EZ A 
denden Gemeine nicht obliegt. Dieſe find vielmehr die Gemeinen, gleich andern 
von ihnen gemachten Schulden, zu befriedigen verbunden. i 


Werden indeſſen dergleichen Forderungen von Gemeinen, Kirchen-Aera⸗ Ba 1 
laͤndiſchen An⸗ 


rien And Stiftungen des Auslandes an Preußiſche Gemeinen gemacht, ſo ſind auf forderungen 


dieſelben diejenigen Grundſaͤtze anzuwenden, die, wenn Preußiſche Gemeinen füzet rt ſatt 
und Anſtalten dergleichen Forderungen an Gemeinen des auswaͤrtigen Staates 
haͤtten, in dieſen zur Anwendung kommen wuͤrden. 


$. 7. Um die Gemeinen deſto früher in die Lage zu bringen, ihr Schul⸗ Die Ordnung 
denweſen nach den Umſtaͤnden und den ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln in Ord⸗ 1 
nung zu bringen, und den davon abhängenden Kredit der Gemeine wieder herz Nr ſandigen 
zuſtellen und zu befeſtigen, wird ihnen die Behandlung dieſer ihrer Angelegen⸗ vorzunehmen. 
heit unter der Aufſicht der Regierungen ſelbſt uͤberlaſſen. Die völlige Regulirung 
des Schuldenzuſtandes und die Feſtſtellung des Schuldentilgungsplans ſoll daher 
allenthalben durch von ihnen ſelbſt erwaͤhlte Bevollmaͤchtigte erfolgen. Wie 
hierbei zu verfahren, und in welcher Maaße die Regierungen daruͤber die Auf⸗ 
ſicht zu fuͤhren haben, wird eine von dem Miniſterium des Innern an die letztern 


zu erlaſſende allgemeine Anweiſung, welche durch die Amtsblaͤtter zur öffentlichen 


Kenntniß gebracht werden ſoll, feſtſetzen. er 
§. 8. So wie Wir nun ſowohl zu den verſchuldeten Gemeinen als zu Die getrofe- 
nen Vergleiche 


ihren Glaͤubigern das Vertrauen haben, daß beide Theile, die Verhaͤltniſſe er⸗ swifehen. Dei 
waͤgend, welche zu der Entſtehung und dem unfreiwilligen Anwachs der Schul⸗ en lub 
denmaſſen Veranlaſſung geweſen find, von felbft geneigt ſeyn werden, durch guͤt⸗ gern bleiben 
liches Uebereinkommen uͤber den Betrag und die Tilgungsart der Schulden die * 
Zuſtandebringung und Vollziehung eines feſten Plans zu erleichtern, fo ſollen auch 

die bereits getroffenen Vergleiche, und was in deren Verfolg feſtgeſtellt worden 

iſt, aufrecht erhalten werden. 


Es behaͤlt daher in allen denjenigen Gemeinen, in welchen, ſey es durch Somobl, 
Vereinigung mit den Glaͤubigern, oder durch Feſtſetzung von Seiten der Regie- dug gesamte 


rung, das Schuldenweſen bereits vollſtaͤndig geordnet worden, und für die Be⸗ Schuldenwe⸗ 


1 


friedigung der Gläubiger die noͤthigen Fonds ausgemittelt ſind, dabei ſein Bewen⸗ 
den. Weder die Glaͤubiger noch die Gemeinen koͤnnen in dem hiernach beſtehen⸗ 
den Zuſtande einſeitig eine Abänderung verlangen oder vornehmen. 


H. 9. In denjenigen Gemeinen, wo zwar das Schuldenweſen noch nicht als wenn fie 
in allen ſeinen Theilen regulirt iſt, jedoch zu Verzinſung aller oder eines Theils g 
der bereits anerkannten Schulden die erforderlichen Fonds ausgemittelt find, und fen, 
hierzu verwendet werden, iſt mit dieſer Zinſenzahlung, und da, wo hiernaͤchſt 
auch bereits abſchlaͤgliche Kapitalzahlung eingerichtet iſt, ebenfalls mit dieſer bis 


zur voͤlligen e ungusgeſetzt fortzufahren. 
G 2 = $. 10. 


— 


nn $. 10. Fuͤr die Fälle jedoch, daß die Gemeinen ſich mit den Glaͤubigern 
daun loch durch Vergleiche uͤber die Zahlungsart und Befriedigung nicht ſollten vereinigen 
de ken altem können, erachten Wir fuͤr nöthig, die Graͤnzen, innerhalb welcher die letztern 
a in. ihre Anſpruͤche geltend machen Dürfen, in Folgendem zu beſtimmen. 

garn on H. II. Wenn über die Richtigkeit und den Betrag einer Forderung zwi⸗ 
gkeit oder der 


Vetrag ſtreitig ſchen der Gemeine und dem Gläubiger keine Vereinigung zu treffen iſt; ſo iſt es 
u beiden geftattet, die Entſcheidung auf dem ordentlichen Rechtswege nachzuſuchen. 


Verzugs zinſen 


finden nicht Statt. F. 12. Verzoͤgerungszinſen fuͤr die Vergangenheit werden nicht verguͤtet. 
ER H. 13. Der Zinfenlauf von den bis jetzt unverbrieften oder ſonſt bis da⸗ 


Zineen der noch zu her (Art. XIX. des Dekrets vom 9. Vend. XIII.) unverzinsbar geweſenen For⸗ 


Schulden laufe, derungen, ſoll vom Lften Jaͤnner 1822. an, anfangen. 18 

Höhe des Zin⸗ H. 14. Die Hoͤhe des Zinſenfußes iſt in Ermangelung eines Abkommens 

ſenſußes. darüber auf vier Prozent zu beſtimmen. Bei verſprochenen Zinſen bewendet es, 
ſowohl was den Zinsfuß als den Verfalltermin, von welchem ab dieſelben zu 
liquidiren und zu berichtigen ſind, betrifft, bei dem, was in den Schuldurkunden 
und Darlehnsvertraͤgen feſtgeſetzt worden iſt. 

Anwendung H. 15. So weit eine Gemeine nutzbares Grundvermoͤgen, kuͤndbare Ka⸗ 
nen ET pitalien und andere disponible Gegenftände beſitzt, iſt dieſelbe verpflichtet, ſolche 
Schnider zum Behuf der Tilgung ihrer Schulden beziehungsweiſe zu veraͤußern und ein⸗ 
gung. zuziehen, ſoferne ſie keine andere Befriedigungsmittel beſitzt. Zu einer ſolchen 

Veräußerung ſoll es daher auch Unſerer unmittelbaren Genehmigung ferner nicht 
beduͤrfen. Es verſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß hierbei nur von ſolchen Grund⸗ 
beſitzungen die Rede iſt, welche einen wirklichen Frucht- oder Nutzungsertrag ge⸗ 
währen, z. B. Landguͤter, Gemeinweiden, Forſten u. ſ. w., und nicht von ſolchen, 
welche blos zu einem öffentlichen oder gemeinnuͤtzigen Gebrauch beſtimmt ſind, 
3. B. Rathhaͤuſer, Armenhaͤuſer u. ſ. w. / 
reelle $. 16. Zu Vermeidung nachtheiliger Uebereilungen bleibt jedoch der vor⸗ 
ang be geſetzten Regierung vorbehalten, bei ſolchen Veraͤußerungen die Form und die 


hafter Ver⸗ Modalitaͤten des Verkaufs feſtzuſetzen, und den Glaͤubigern ſteht in dieſer Be⸗ 


Käufe, ziehung blos der Rekurs an das Minifterium des Innern zu. 
Sen F. 17. Die Erfüllung der im $. 15. den Gemeinen auferlegten Ber⸗ 


Keck e bindlichkeit, koͤnnen die Glaͤubiger gegen die ſchuldende Gemeine im Wege Rech⸗ 


ſer Bea tens verfolgen, ſobald die derſelben vorgeſetzte Regierung vorher auf diesfälligen 


ung. Antrag den Befehl zu ihrer Befriedigung erlaffen, und die Gemeine demſelben 
nicht innerhalb ſechs Wochen Genuͤge geleiſtet hat. | | 
i $. 18. In Abſicht derjenigen Schulden, welche auf vorſtehende Weiſe 


me terminlicher nicht abgetragen werden, muͤſſen ſich die Glaͤubiger abſchlaͤgliche Zuruͤckzahlung 


en ben, neben richtiger Abfuͤhrung der laufenden Zinſen gefallen laſſen, und es muß da⸗ 


= her 


her jede Gemeine, die ſich in dem Falle befindet, durch Veraͤußerung ihres dazu 
geeigneten ($. 15.) Grundeigenthums nicht ihrer Schulden ſich entledigen zu koͤnnen, 
des Endes einen vollſtaͤndigen Tilgungsplan ohne Verzug zu Stande bringen. 


$. 19. Als Grundſatz zur Anlegung dieſes Schuldentilgungsplans dient paupfgrund⸗ 
die Regel, daß die ſchuldende Gemeine verpflichtet iſt, ihre Schulden insgeſammt, re 
ſowohl was das Kapital als die noch gültigen (F. 4.) Zinsruͤckſtaͤnde anbetrifft, ae 
und zwar letztere in ſo viel gleichen Theilzahlungen, als waͤhrend der ganzen 
Tilgungsfriſt laufende Zinstermine eintreten, binnen dreißig Jahren abzutragen, 
und zu Erreichung dieſes Endzwecks diejenigen Summen, welche fie zu Beftrei- 
tung ihrer geſammten Kommunalverpflichtungen aufzubringen hat, bis auf eis 

nen Betrag, welcher vierzig Prozent von den Prinzipal- oder Elementarſummen 
der Grund- und der Klaſſenſteuer (oder ſtatt der letztern der ihre Stelle vertre⸗ 
tenden Mahl- und Schlachtſteuer) gleichkommt, zu ſteigern. 


H. 20. Sollte die geſammte Schuld einer Gemeine eine ſolche Anſtren⸗ Verhaltniß⸗ 
gung die vorgedachte Zeit hindurch nicht erfordern, ſo iſt beides, der Betrag der 1 
jährlich aufzubringenden Summen und die Dauer der Tilgung, nach Verhaͤlt⸗ r 
niß zu vermindern. g Tilgungsfriſt. 
H. 21. Sollte aber die vorgeſchriebene Anſtrengung noch nicht hinreichen, Wenn das 
um die Abbuͤrdung der geſammten Schuld in der feſtgeſetzten Friſt möglich zu ce eins 
machen, ſo behalten Wir Uns fuͤr einen ſolchen Fall weitere Beſtimmung vor. reicht. 
i $. 22. Es muß vor allem andern das laufende Kommunalbeduͤrfniß Mittheilung 
der Gemeine geſichert, und das daran Fehlende durch Umlagen oder ſonſtige nal⸗Eualz an 
Einnahmequellen vorweg gedeckt werden, wohin auch der Ausfall zu rechnen iſt, die Gläubiger. _ 
welcher an den laufenden Gemeine-Einkuͤnften durch Veraͤußerung des dazu geeig⸗ 
neten Grundvermoͤgens in dem H. 18. gedachten Fall etwa entſtehet. Es iſt da⸗ 
her uͤberall zunächft ein Kommunal⸗Etat zu entwerfen, und den Glaͤubigern vor⸗ 
zulegen, denen es jedoch unbenommen bleibt, wenn ſie dagegen Erinnerungen 
haben, ſolche der Regierung, und nöthigenfalls dem Miniſterium des Innern, 
zur Entſcheidung anzuzeigen. a 5 
ö H. 23. Die Schuldentilgungsplaͤne muͤſſen vollſtaͤndig, genau und bez Einrichtung. 
ſtimmt abgefaßt werden, in der Art, daß daraus die Summe, welche jährlich Pa a 
zur Verzinſung und Kapitalzahlung während der Tilgungsfrift beſtimmt wird, 
und daraus auf die jährlichen Kommunal⸗Etats zu uͤbernehmen iſt, klar hervorgeht. 
Der hierin zur Schuldentilgung ausgeworfene Betrag muß dieſem Behufe ge⸗ 
widmet bleiben, und darf unter keinerlei Umſtaͤnden eine Herabſetzung erleiden. 
Es bleibt jedoch den kuͤnftigen Gemeinevertretern, jede andere, den Glaͤubigern 
unnachtheilige geſetzliche Vertheikungs- und Aufbringungsart, nicht minder eine 
Erhöhung des jährlich zur Schuldentilgung ausgeſetzten Betrags, vorbehalten. 
3 * 


§. 24. 


EZ 


Bei noch un- 888 24. In dem H. IT. bemerkten Falle iſt bei Entwerfung des Tilgungs⸗ 

Auſprüchen 1 85 anzunehmen, daß eine ſolche noch nicht anerkannte, ſondern zur richter⸗ 
lichen Entſcheidung ausgeſetzte Schuld wirklich richtig ſey, und ihr Betrag, ohne 
daß der Glaͤubiger dadurch ein Recht erhaͤlt, mit in die Berechnung der Geſammt⸗ 
Schuldenmaſſe aufzunehmen. Die Vollſtreckung der ergehenden Rechtsſpruͤche 
bleibt aber auch in dieſem Falle ausgeſetzt, indem ſich die Glaͤubiger, wenn ſie 
ſich wegen der Zahlungsfriſten nicht vereinigen, eee Tilgungsplane 
unterwerfen muͤſſen. 


ee §. 25. Sowohl zur Erfüllung getroffener Vergleiche mit den Glaͤubi⸗ 


lien, gern, als zur Ausführung. der- feftgeftellten Tilgungsplaͤne, Dürfen unter Geneh⸗ 


migung Der Regierung neue Kapitalien auf den Kredit der Gemeine aufgenom⸗ 


men werden, in ſofern die Regierung ſich uͤberzeugt, daß ſie die Zahlungsfaͤhig⸗ 


keit der Gemeine nicht uͤberſteigen. Die in ſolchem Maaße erborgten Kapitalien 
ſollen im Wege des Prozeſſes zu jeder Zeit von den Gemeinen, vorbehaltlich der 
Rechte eines Dritten, aus dem bereiteſten ee derſelben eingebracht wer⸗ 
den koͤnnen. 


ge $. 26. Die Glaͤubiger koͤnnen in Hinficht der noch unverbrieften und 
: 1 die unzinsbaren Forderungen verlangen, daß ihnen daruͤber Obligationen zu vier 
Schulden. vom Hundert vom Iften Jaͤnner 1822. an zinsbar, ausgeſtellt werden. ($ 13.) 
. Wegen der guͤltigen Zinſenruͤckſtaͤnde aber (H. 19.) find ihnen auf ihren Antrag 
unverzinsliche Ser welche die Reihefolge der Zahlungen angeben, aus⸗ 
zufertigen. 
Ordnung bei H. 27. Die Bezahlung der Kapitalien ſelbſt findet, ſofern das Schul 
Sahtallen, denweſen einer Gemeine nicht durch Vergleich mit ſaͤmmtlichen Glaͤubigern an⸗ 
ders regulirt worden iſt, in der Art Statt, daß 


a) die Hypothekenglaͤubiger, fo wie diejenigen, denen ein geſetzliches Vorzugs⸗ 
recht zuſtehet, den Geſetzen gemaͤß vorweg, und 
b) alle uͤbrige Forderungen zu gleichen Rechten befriedigt werden. 
N Unter gleichberechtigten Glaͤubigern entſcheidet das Loos. 


ae $. 28. Damit die Hoffnung, mit einem Theile der Forderung zur Zah⸗ 


Wel lung zu gelangen, unter den Glaͤubigern moͤglichſt vertheilt werde, follen die 
gleichberechtigten Gläubiger neue Obligationen erhalten, welche auf moͤglichſt 
kleine Summen von 25, 50 bis 100 Thaler, nach dem Verlangen der Glaͤu⸗ 


biger, auszuſtellen find. Die im F. 27. vorgeſchriebene Verlooſung iſt ſodann 


nicht auf die Forderungen der einzelnen Glaͤubiger im Ganzen, ſondern auf dieſe 

i neuen Stuͤck⸗Obligationen, zu richten. 
g F. 29. Wenn über einen Theil der als richtig anerkannten Gemeineſchulden 
e n 5 4 Vergleiche getroffen worden find, ein anderer Theil aber vollſtaͤndig gefordert wird, 


ae vo = 4 bei Entwerfung des Tilgungsplans der bewilligte Erlaß zu den wirklichen 
mme Kapi⸗ 


a 


- Beiträge bis zu dem im H. 19, beſtimmten Betrage aufzubringen find, koͤnnen 
die Gemeinen nach Gutfinden beſtimmen. Es iſt dazu aber die Genehmigung 


Kapital⸗ und Zinſenruͤckſtaͤnden hinzuzurechnen. Der Glaͤubiger, welcher auf 


den vollen Betrag ſeiner Forderung beſtanden hat, kann an Theilzahlungen nur 


ſo viel verlangen, als auf ihn wuͤrde gekommen ſeyn, wenn dem Andern kein 
Erlaß bewilligt worden waͤre. Die durch Nachlaß erſparten Summen ſollen vor⸗ 
zugsweiſe zur Erfuͤllung der Vergleichsbedingungen verwendet werden. 


$. 30. Die Art und Weiſe, wie die zur Schuldentilgung erforderlichen 1 a 0 


der Regierung nothwendig, welche nach der von den betreffenden Miniſterien 
zu gebenden Anweiſung verfahren wird. 2 - 
H. 31. In ſofern ein Beitrag nach dem Grundeigenthum ausgefchrieben ee 
wird, muͤſſen alle Beſitzer von Grundſtuͤcken, die in der Steuerrolle der Gemeine Beſther in ber 
und ihrer Feldflur begriffen find, ohne Ruͤckſicht auf ihren perſoͤnlichen Wohn- Gemeine. 
ſitz, beitragen. 55 se : | 
§. 32. So weit Unſere Domainen hierzu beitragspflichtig und die Ge, Dre 
meinen nicht ſchon durch Uebernahme eines verhältnißmäßigen Theils der Schuld nen. 


von Seiten des Staats entſchaͤdigt ſind, ſoll der Beitrag aus Unſern Domainen⸗ 


Kaſſen geleiſtet werden. 


H. 33. Die Beſitzer der von der franzoͤſiſchen Regierung verkauften Do⸗ Verpflichtung 
mainen bleiben in Gemaͤßheit der Kaufbedingungen in Hinſicht dieſer Grund- dergußerleker 
ſtuͤcke von Grundabgaben zu denjenigen Schulden frei, welche bei der Erwerbung Genn 
der Grundſtuͤcke bereits beſtanden. Zu den ſpaͤter entſtandenen Schulden muͤſſen e 


ſie gleich ſaͤmmtlichen uͤbrigen Gutsbeſitzern beitragen. Wenn aber in einer 


Gemeine zu Tilgung ihrer Schulden perſoͤnliche Abgaben oder indirekte Steuern 
eingefuͤhrt werden, ſo muͤſſen ſie ſolche, ohne Ruͤckſicht auf den Urſprung der 
Schulden, gleich allen uͤbrigen Einwohnern tragen. 


H. 34. Die Schuldentilgungsplaͤne muͤſſen in allen Fällen, es mögen Beſtätigung 
nun dieſelben ganz oder theilweiſe, auf den Grund abgeſchloſſener Vergleiche, ne 
oder blos nach den Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes, angelegt worden Schuldeneil⸗ a 
ſeyn, der Regierung zur Beſtaͤtigung eingereicht werden, welche auch die Aus⸗ gungspläne. 
fuͤhrung derſelben zu beaufſichtigen hat. Nicht minder muß jede Gemeine den 
beftätigten Plan den Glaͤubigern durch Zuſendung bekannt machen, fo wie hier 
naͤchſt an ihrem Gemeinehauſe oͤffentlich aushaͤngen laſſen. f 0 


„G. 35. Sollten die Gemeinen in Ausführung der Pläne ſich ſaͤumig Theimahme 
erweiſen, fo haben die Gläubiger deshalb bei den Regierungen Beſchwerde zu def derb au 
führen. Im Fall aber dieſe die Sache binnen ſechs Wochen nicht zu ihrer Bez führung, 


friedigung aomacht, ſteht es ihnen auch frei, im gerichtlichen Wege die ſaͤumige 


Ge⸗ 
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Gemeine zu Leiſtung deſſen unpalten zu Iren, was fie nach dem Plane zu lei⸗ 
ſten ſchuldig iſt. 
urkundlich haben Wir dieſes Geſetz Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen, 5 und 
mit Unſerem Königlichen Inſiegel verſehen laſſen. 5 
Gegeben Berlin, den 7ten März 1822. 


(L. S.) f Friedrich Wilhelm. 


C. Fuͤrſt v. Hardenberg. v. Altenſtein. 
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